Blick über den Zaun – Energiepolitik aus EU-Sicht

Vortrag gehalten am 5. Mai 2006

Energietag Baden-Württemberg 2006

Landesverband der Baden-Württembergischen Industrie e.V.

Dr. Rolf Linkohr

Sonderberater des EU-Kommissars für Energie

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Titel meines Vortrags „Blick über den Zaun – Energiepolitik aus EU-Sicht“ zeichnet ein Bild, wonach wir Deutsche, abgeschirmt von einem Zaun, unsere Energiepolitik weitgehend unabhängig von unseren Nachbarn gestalten können. Dieses Bild trügt. Denn in einem Binnenmarkt für Energie gibt es keine trennenden Zäune. Zumindest keine sehr hohen. Spätestens ab dem 1. Juli 2007 kann jeder Verbraucher, jede Verbraucherin Gas und Strom kaufen, wo er oder sie es will, und sei es in Sizilien, sofern es dort ein Unternehmen gibt, das derlei Dienstleistungen anbietet. Die Energieversorgung Europas bildet sich auf dem gesamten Territorium der EU ab, nicht nur auf dem des Nationalstaats.

Der Binnenmarkt schränkt die energiepolitischen Handlungsspielräume des Nationalstaates ein. Energieunternehmen sind keine Transmissionsriemen des Staates mehr, sondern müssen sich am Markt bewähren. Die Versorgungsmonopole fallen. Aus nationalen werden europäische Unternehmen. Wettbewerb ist erwünscht, um Kosten zu senken und Druck auf die Preise zu erzeugen. Die Versorgungsunternehmen müssen sich rechtlich von den Netzunternehmen trennen. Die 25 EU-Staaten müssen Regulierer benennen, um allen Strom- und Gasanbietern faire Durchleitungsmöglichkeiten anzubieten. Kurzum, Strom und Gas sind Waren oder Dienstleistungen, die rechtlich genau so gestellt sind wie Kleider oder Urlaubsreisen. 

Der Binnenmarkt für Energie muß allerdings noch dem Buchstaben nach verwirklicht werden. Erst jüngst hat die Kommission eine Reihe von Staaten vor dem Europäischen Gerichtshof auf Einhaltung der beschlossenen Richtlinien verklagt. Fast alle Staaten müssen noch nachsitzen. Auch müssen noch die physikalischen Voraussetzungen für den Binnenmarkt geschaffen werden. Die Strom- und Gasnetze müssen ausgebaut werden. Die baltischen Staaten müssen noch an unsere Netze angeschlossen werden. Bislang hängen sie noch am russischen Netz. Zwischen Spanien und Frankreich, zwischen Österreich und der Slowakei, zwischen Großbritannien und dem Kontinent müssen die Netze ausgebaut werden, anderwo müssen sie verstärkt und modernisiert werden, um Black-outs zu verhindern. Der Ausbau der Windkraft verlangt nach Milliardeninvestitionen in verstärkte Netze. In der Nordsee und anderen Randmeeren müssen Gleichstromkabel verlegt werden, um die künftigen off-shore Windparks mit dem Festland zu verbinden. 

Unterm Strich können wir festhalten, daß die monopolartige Versorgung einer Versorgung dem Wettbewerb gewichen ist. Wir haben Politik und Energiewirtschaft getrennt.

Das verlangen jedenfalls die europäischen Richtlinien und der Europäische Gerichtshof. Doch haben wir wirklich schon Wettbewerb?

In fast allen Ländern der EU regt sich Widerstand gegen den Versuch Brüssels, Energiepolitik dem Wettbewerb zu überlassen, obwohl sie es selbst mit beschlossen haben. Die französische Regierung hat es nicht gern, wenn ENEL bei Suez einsteigt und unternimmt alles, um Gaz de France mit Suez zu verschmelzen. Spaniens Regierung wehrt sich gegen E.on`s Übernahme von Endesa. Der ehemalige Kanzler Schröder scherte sich einen Dreck darum, was die Ostseeanrainer von der russisch-deutschen Ostseepipeline halten. Als die Regierungs- und Staatschefs im März in Brüssel über das Grünbuch zur Energiestrategie zu Rate saßen, grenzten sie die strategischen Spielraum der Kommission besonders eng ein. Die Mitgliedstaaten wollen nicht, daß die EU nach außen mit einer Stimme spricht. Auch legen die Mitgliedstaaten großen Wert darauf, daß sie selbst über den Energiemix bestimmen. Auch ihre Bodenschätze teilen sie mit keinem Nachbarn. Mir drängt sich dabei ein Vergleich aus der Militärgeschichte auf. Wenn Napoleons Armeen sich wie die europäischen Regierungs- und Staatschefs verhalten hätten, wären sie sich wohl einig gewesen, die Gegner zu schlagen, doch hätte die Kavallerie am Montag, die Infanterie am Dienstag und die Artillerie am Mittwoch angegriffen. Napoleon wäre mit Sicherheit nicht bis Austerlitz gekommen. 

Mit anderen Worten, wir haben wohl Elemente einer Energiestrategie, aber noch keine gemeinsame Strategie. 

Das wirkt sich insbesondere im Verhältnis zu den Staaten nachteilig aus, von denen wir Erdöl und Erdgas beziehen. Ein einheitliches Auftreten würde der EU mehr Gewicht verleihen. Wir hätten größeren Einfluß auf die Lieferbedingungen. Unser politisches Ansehen wäre beeindruckender. Doch so, wie es um uns steht, sind wir keine Einheit, sondern können gegeneinander ausgespielt werden.

Daß Rußland, daß Gasprom die Abnehmer von Öl und Gas unter Druck zu setzen bereit ist, erfuhren wir Anfangs 2006, als der Ukraine, als Georgien und Moldawien plötzlich der Gashahn zugedreht wurde. Bedrohlich müssen wir auch die jüngste Ansprache von Gasprom-Chef Miller an die Botschafter der EU  interpretieren, in der er langfristige Gasverträge und den direkten Zugang zu unseren Märkten forderte. Sollten wir dazu nicht bereit sein, könnte russisches Gas ja auch nach China verkauft werden. 

Sollte sich die Vermutung bestätigen, daß Europas Abhängigkeit von Energieimporten von derzeit 50 auf bald 70% oder mehr ansteigt, laufen wir Gefahr, noch stärker unter Druck gesetzt zu werden. Umso wichtiger ist es, die Abhängigkeit von Importen in Grenzen zu halten, zu diversifizieren und nach außen mit eine Stimme zu sprechen. Auch sollten wir vermeiden, daß ein EU-Staat gegen die Übrigen ausgespielt wird. Solidarität unter den  EU-Mitgliedstaaten ist nicht nur ein Gebot des Anstands, es ist auch ein Zeichen von Klugheit. 

Erstaunlich ist trotzdem, daß die Handlungsfreiheit der Mitgliedstaaten bereits heute eingeschränkter ist als es viele wahrhaben wollen. Nehmen wir den Energiemix, über den die Mitgliedsstaaten selbst bestimmen. In der Regel geht es um die Kernenergie. Etwa die Hälfte der Staaten lehnen sie ab. Doch das Produkt der Reaktoren, der Strom, wird frei gehandelt. So beziehen Österreich, Dänemark, vor allem aber Italien einen beträchtlichen Anteil ihres Stromes aus Kernreaktoren der Nachbarländer. Auch kann kein Unternehmen gehindert werden, in die Kernkraft des Nachbarlandes zu investieren. ENEL investiert berets heute in slowakische oder französische Kernkraftwerke, darf aber in Italien keine bauen. Sollte Großbritannien eines Tages neue Kernkraftwerke bauen, dürften wohl auch deutsche Unternehmen mit Kapital und Wissen bereit stehen.  Denn Kapital kennt keine Grenzen. Die Kapitalverkehrskontrollen sind längst gefallen.

Es gibt aber noch einen zweiten Grund, warum der Handlungsspielraum beim Energiemix eingeschränkt ist. Die Kommission weist darauf in ihrem Grünbuch listigerweise hin, wenn sie erwähnt, daß die Energiepolitik des einen Landes auf die Energiepolitik eines anderen Landes nicht ohne Einfluß ist. Würde Deutschland samt ein paar anderen Ländern alle Kernkraftwerke abschalten und durch Gaskraftwerke ersetzen, ginge die Nachfrage nach Gas nach oben, der Preis von Gas stiege an und unter Umständen gäbe es sogar Knappheit am Markt. Würde ein Land den Ausbau der Netze vernachlässigen, litten auch die anderen darunter. Es ist wie bei einem System kommunizierender Röhren. Am Schluß gleicht sich der Druck aus.

Da sich der Wettbewerb im wesentlichen über den Preis abspielt, kann sich kein Land leisten, eine Hochpreispolitik anzusteuern. Würde etwa Deutschland  alle Kernkraftwerke abschalten, die Kohlekrafwerke durch Gaskraftwerke ersetzen, die Windkraft bis an den Bodensee ausbauen und für den Rest auf Photovoltaik setzen, würde es wohl keine Gesetze der Physik verletzen, doch es würde Strom zu exorbitant hohen Kosten produzieren. Dieser Strom müsste jetzt auf dem Markt mit billigem Strom aus den Nachbarländern konkurrieren. In der Regel würden die Verbraucher beim Nachbarn kaufen, sofern sie Strom angeboten bekämen, es sei denn, ihr Patriotismus ist stärker als der Wunsch nach Wirtschaftlichkeit. 

Es wäre wie beim Tanktourismus. Wenn das Benzin beim luxemburgischen, österreichischen oder tschechischen Nachbarn billiger ist als bei uns, weil die Steuern und Abgaben niedriger sind, kauft man eben dort. 

Bei diesem Beispiel tritt noch ein Nebeneffekt auf. Kraftstoff, den wir im Nachbarland kaufen, wird dort besteuert. Der Finanzminister des Nachbarlandes freut sich. Bei uns nimmt aber statistisch betrachtet die Energieverbrauch ab. Die Statistik vermeldet, daß wir weniger Sprit verbrauchen, obwohl auf uneren Straßen weiterhin viel gefahren wird. Und ein Drittes passiert. Die CO2-Emissionen fallen beim Nachbarn an, obwohl sie in Deutschland erzeugt werden. Die Nachbarn bekommen also neben den Vorteilen auch ein Problem. 

Damit sind wir bei der Klimapolitik. 

Auch sie ist dem Vertrag nach europäische Politik. Die EU hat sich als Ganzes in Kyoto verpflichtet, die Treibhausgasemissionen im Zeitraum von 1990 bis 2010 um 8% zu verringern. Um die Last erträglich zu machen, wurde der Handel mit Emissionsrechten eingeführt. Einer bestimmten Kategorie von Unternehmen, nämlich den EVU`s und den energieintensiven Branchen werden kostenlos Emissionsrechte zugeteilt, die wie Zertifikate handelbar sind. Wer mehr emittiert, als ihm eingeräumt wird, muß Emissionsrechte hinzukaufen, wer effizient damit umgeht, kann die überzähligen Rechte verkaufen. Mit anderen Worten, CO2 bekommt einen Preis. Möglich ist auch, in Drittländern CO2-Guthaben zu erwerben und sie in Europa in Emissionsrechte umzuwandeln. Davon wird in zunehmendem Maße Gebrauch gemacht. Ich gehe davon aus, daß Europas Unternehmen in den kommenden Jahren viele Milliarden Euros aufwenden werden, um in Lateinamerika, Asien oder Afrika über sogenannte CDM- oder JI-Projekte CO2-Guthaben zu erwerben.

Die Klimavorgaben schränken den Handlungsspielraum der Nationalstaaten und ihrer Unternehmen weiter ein. Denn welchen Energiemix die Regierungen auch zulassen, sie müssen dabei die nationale Quote für die Treibhausgase einhalten. Für jede überzogene Tonne CO2 muß ein Unternehmen 40 Euro Strafe zahlen. Ab 2008 erhöht sich die Strafe auf 100 Euro.

Zum Schluß möchte ich noch zwei Fragen kurz anschneiden, die mir besondere Sorge machen. 

Die eine betrifft die Wahrnehmung der Wirklichkeit. Worum geht es?

Betrachten wir die Fakten, so müssen wir leider feststellen, daß unsere Importe an Energie, sprich Öl, Kohle und Gas immer mehr zunehmen. Allen Reden zum Trotz steigt unsere Energieabhängigkeit. Dafür zahlen wir einen immer höheren Preis. Vor allem machen wir uns von Entscheidungen abhängig, die wir nicht beeinflussen. Wir verlieren an Handlungsfreiheit, oder anders ausgedrückt, an Souveränität.

Zum zweiten sind wir weit von dem Ziel einer 8%-igen Absenkung der Treibhausgasemission entfernt. Europa wird aller Voraussicht nach dieses Ziel nicht erreichen, es sei denn, es geschieht ein Wunder. Auch Deutschland, das nahe an die 21%-ige Absenkung herangekommen ist, hat auf dem letzten Stück des Wegs Probleme. Ein kalter Winter, ein heißer Sommer und ein höheres Wirtschaftswachstum, und die CO2-Emissionen gehen wieder nach oben. In den wirtschaftlich starken Bundesländern wie Baden-Württemberg ist die CO2-Emission schon seit Jahren höher als 1990. EU-Mitglieder wie Spanien oder Österreich sind ganz besonders auffällige CO2-Sünder.

Sollten einige Länder wie Deutschland aus der Kernenegie tatsächlich aussteigen, oder andere nicht einsteigen, wird es sicher nicht einfacher, die CO2-Emissionen zu verringern. Früher oder später spricht sich vielleicht diese Einsicht auch bei uns herum.

Mit anderen Worten, die Wirklichkeit stimmt nicht mit unseren Visionen überein. Das mag nun Freunde von Friedrich Wilhelm Hegel nicht erschüttern, denn der hätte einfach gesagt, umso schlimmer für die Wirklichkeit. Doch wenn die Klimatologen Recht mit ihren Modellrechnungen haben, dann ist dieses Ergerbnis mehr als eine Enttäuschung. Es deutet auf eine Katastrophe hin. Denn die Natur liest keine Philosophen, sie mißt. Und zwar sehr genau.

Nun gibt es ja immer noch Zweifler, die Klimapolitik für übertriebene Vorsicht halten. Und es ist wahr: wissenschaftlich gesehen handeln wir nach Modellen, nach Hypothesen. Mathematisch exakt beweisen können wir den antropogenen Treibhauseffekt nicht. Wir wissen auch nicht, welchen genauen Einfluß die Sonnenaktivität hat. Wir nehmen aber zu Recht an, daß die Modelle sehr plausibel sind und handeln deshalb aus weiser Voraussicht, bevor es zu spät ist. So verlangt es auch das Vorsorgeprinzip, das in der EU Verfassungsrang hat.

Anders steht es um die Versauerung der Weltmeere. Hier haben wir einen exakten wissenschaftlichen Zusammenhang vor uns. Nimmt der Partialdruck von CO2 in der Atmosphäre zu, dann nimmt er auch in den Weltmeeren zu. CO2 wird im Wasser zu Kohlensäure, das Wasser wird saurer, der pH nimmt ab. Gemessen wird derzeit in der Atmosphäre eine CO2-Konzentration von 381 ppm, weit mehr als in vorindustrieller Zeit. Der pH der Weltmeere ist messbar um 0,1 gesunken. Am Ende des Jahrhunderts könnte er um 0,7 absinken.

Versauert das Meerwasser, dann kommt die Biologie durcheinander. Die Schalen- und Knochenbildung der Muscheln und Fische leidet darunter ebenso wie die Korallenbildung und der Rest der Meeresfauna und -flora. Das Meer, aus dem früher einmal alles Leben kam, könnte zum Toten Meer werden. 

Da diese terrestrischen Großsysteme extrem träge sind, ist Eile geboten. Wir müssen deshalb rasch handeln, um die Emission von CO2 zu stabilisieren. Das ist schon in Europa schwer genug. Doch Europa ist nur zu 14% an den Emissionen beteiligt. Wir brauchen deshalb den Rest der Welt, um einen globalen Effekt zu erreichen.

Allein dieses Beispiel zeigt, wie wichtig eine gemeinsame Außenpolitik im Zusammenhang mit Klima und Energie ist. Gewiß, es gibt noch andere Gründe für gemeinsames Auftreten, wie etwa die Sicherung der Energieversorgung oder die Abwehr terroristischer Übergriffe. Doch diese Beispiele mögen genügen, um den Ruf nach einer neuen Energiepolitik, nach europäischer Energiestrategie zu untermauern.

Die gemeinsame europäische Energiestrategie ist keine Ausgeburt eines europäischen Superstaats, sondern eine Frage der Selbstbehauptung. Wir brauchen also mehr als den Blick über den Zaun. Wir brauchen einen gemeinsamen Gärtner, wir brauchen ein gemeinsames Ver- und Entsorgungssystem, damit wir uns wenigstens in unseren Häusern so einrichten können, wie wir wollen. Dann haben die Zäune nur noch symbolischen Charakter.  

